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winnung Bildungschancen und einen 
Dienst, der jugendlichen Abenteuer-
urlauben ähnelt, in den Vordergrund 
rücken, erfahren mögliche Freiwillige 
(und deren Eltern) nichts über den oft 
eintönigen, aber technisch anspruchs-
vollen Dienst am Standort, der gute 
Menschenkenntnis erfordert. Zugleich 
mehren sich in den Buchläden Berichte 
von Soldaten, die nach schweren Ge-
fechten traumatisiert in die Heimat zu-
rückkehren und oft weder ausreichen-
de Fürsorge noch eine angemessene 
Würdigung erfahren. Die Initiative von 
Thomas de Maizière zur Stärkung ei-
ner Veteranenkultur verlief bislang im 
Sande – und bleibt hier unerwähnt im 
Gegensatz zur – erfolgreichen – Kam-
pagne „Wir. Dienen. Deutschland.“ 
(314) Gerhard Kümmel sieht (bei gene-
rell entspannterem Verhältnis der 
Deutschen zu ihrer Armee im Vergleich 
zu den Vorjahren) eine wachsende In-
terventionsmüdigkeit im Volk (339).
Wann war das institutionelle Zusam-
menspiel von Politik und Bundeswehr 
so strapaziert wie 2013? Thomas de 
Maizière hat mit der Kritik an dem 
Streben nach Anerkennung (die er üb-
rigens in der Gesellschaft für gegeben 
ansah) in den Streitkräften Ansehen 
verloren. Langwierige Prozesse wie die 
„Neuausrichtung“ erfahren insbeson-
dere aus der Armee selbst Kritik, die 
Rüstungsbeschaffung ist in einer Krise, 
die in der Geschichte der Bundesrepub-
lik nie gekannte Ausmaße angenom-
men hat. Die Bürger sind geschockt 
vom Umgang mit öffentlichen Geldern 
– die Kontrollfunktion des Bundesta-
ges muss als weithin gescheitert ange-
sehen werden (darüber finden sich 
kaum Medienberichte). Daher ist eine 
nüchterne Bestandsaufnahme der Ak-
teursnetze und der offensichtlichen 
Verantwortungsdiffusion dringend nö-

tig und mehr noch demokratietheore-
tisch geboten – die mit dem Ende der 
Wehrpflicht abnehmende Kenntnis mi-
litärischer Strukturen unter den Deut-
schen will der Band ausgleichen.
Die sich vergrößernde Kluft zwischen 
Armee und Gesellschaft ist wohl kaum 
mehr zu schließen. Mit dem Lehrwerk 
kann sich zumindest eine interessierte 
Öffentlichkeit einen Überblick ver-
schaffen (das Verwaltungsdeutsch stört 
an vielen Stellen „vollumfänglich“ und 
wäre im Sinne der „Zielstruktur“ bes-
ser „konsequent“ eliminiert worden). 
Vielleicht nehmen sich mehr Bürger als 
bisher den Nöten des Hundes an, der 
sie bewacht.

Sebastian Liebold

Eckel, Jan und Samuel Moyn (Hrsg .) . 
Moral für die Welt? Menschenrechts-
politik in den 1970er Jahren. Schriften-
reihe der FRIAS School of History Band 5 . 
Göttingen . Vandenhoeck & Ruprecht 
2012 . 396 Seiten . 59,99 € .

Es ist nicht der geringste Verdienst des 
vorliegenden Bandes, die Einseitigkei-
ten ethisch-moralischer Argumentati-
onslinien zu vermeiden und Menschen-
rechtsfragen politisch, das heißt im 
Sinne von Interessenspostulierung und 
-durchsetzung, zu untersuchen. Die 
Beiträge belegen aber auch die Hetero-
genität der Programmatiken, der Nar-
rative (ein Wort, das häufig bemüht 
wird), der rhetorischen Repertoires 
und der Strategien auf dem Felde der 
Menschenrechtspolitik sowie die geo-
graphisch-kulturellen Bedingtheiten, 
Konstellationen und Voraussetzungen 
von menschenrechtspolitischen Aktivi-
täten. 
Anlass für das Zustandekommen des 
Bandes war eine Konferenz mit dem 
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Titel „A New Global Morality? The 
Politics of Human Rights and Human-
itarianism in the 1970s“, die 2010 am 
Freiburg Institute for Advanced Studies 
(FRIAS) abgehalten wurde. Vorwie-
gend amerikanische und einige deut-
sche Historiker geben Aufschluss über 
die Breite der untersuchten Räume: 
 Biafra: Sezessionsansprüche und Men-
schenrechte (Lasse Heerten), Sowjet-
union: Dissidenten und „Entzauberung 
des Sozialismus“ (Benjamin Nathans), 
DDR: Sozialismus und Menschen-
rechte (Ned RichardsonLittle), Polen: 
 Helsinki-Prozess und Opposition 
(Gunter Dehnert), Frankreich, Öster-
reich: humanitäre Dimensionen im 
KSZE-Prozess (Benajmin Gilde/ 
Veronika Heyde), Cono Sur: Entste-
hung eines transnationalen Menschen-
rechtsaktivismus (Patrick William 
Kelly), Argentinien: Wandel des argen-
tinischen Menschenrechtsaktivismus 
(Lynsay Skiba), USA: Renaissance der 
Menschenrechtspolitik und die Rolle 
der Carter-Administration (Daniel Sar
gent), Republikanische Partei in den 
USA: Antikommunistische Menschen-
rechtspolitik (Carl J. Bon Tempo), 
 Südafrika: Kampf des britischen Anti-
Apartheid-Aktivismus (Simon M. Ste
vens), Indonesien: Umkämpfte Men-
schenrechte im Sinne einer Neuen 
Ordnung unter Suharto (Bradley R. 
Simpson), Internationales Jahr der 
Frau 1975 in Ost-Berlin: Frauenrechte 
im Staatssozialismus (Celia Donert). 
Eingeleitet wird der Band durch zwei 
Beiträge von Samuel Moyn und Jan 
Eckel, die die Grundzüge, Intentionen, 
Strukturen sowie räumlichen Entwick-
lungen der Menschenrechtspolitik in 
den 1970er Jahren darlegen, aber er-
freulich zurückhaltend sind mit allzu 
pauschalen Generalisierungen. Moyn 
fragt sich, warum die Menschenrechts-

problematik gerade in den 1970er Jah-
ren wie ein Phönix aus der Asche auf 
die gesellschaftliche und politische Ta-
gesordnung gebracht wurde und einer 
Aktivierung der Zivilgesellschaft den 
Weg geebnet hat (10). Er wirft die Fra-
ge auf, ob „Biafra“ die Initialzündung 
dafür war. Eckel nennt weitere Weg-
marken wie die Dissidentenbewegun-
gen im kommunistischen Osteuropa, 
den KSZE-Prozess (übrigens eines Pro-
dukts Moskowiter Sicherheitspolitik!), 
die zu einer Zunahme von Appellen an 
die Gewährleistung von Menschen-
rechten führte, und die Menschen-
rechtspolitik der Carter-Administrati-
on in den USA (12-18). In seiner 
ausgreifenden Analyse hat Jan Eckel 
den Versuch unternommen, Rahmen-
bedingungen und inhärente Attrak-
tivitätspotentiale des Menschen-
rechtsspektrums zu beleuchten. Als 
Voraussetzungen benennt er die Fakto-
ren Dekolonisierung, die Entspan-
nungspolitik, die Medialisierung (in 
Gestalt der Bildpolitik, Stichwort „Bia-
frakinder“), die Massenmobilisierung 
und die Präsenz von Leid, die Trans-
formation der Linken (Eurokommunis-
mus), die gewandelte Stellung der 
 Kirchen (Zweites Vaticanum, Befrei-
ungstheologie, 43-57). Eckel stellt fest, 
dass der Menschenrechtsaktivismus so-
wohl als Reaktion auf vorgängige Ent-
täuschungen verstanden werden muss, 
als auch als Appell, die Logik des Kal-
ten Krieges zu transzendieren. Dem 
Faktor Moralität als politische Res-
source wird eine wichtige Rolle zuge-
wiesen. Für viele NGO’s war dies das 
Evangelium schlechthin (64). Die un-
einheitliche, ja gegenläufige Entwick-
lung der menschenrechtlichen Tages-
ordnung in den 1970er Jahren 
demonstriert Eckel zwischen dem Nor-
den und dem Süden: Während Aktivis-
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ten aus den Industrienationen einen 
dezidierten moralischen Interventionis-
mus applizierten, war für die Protago-
nisten aus der Dritten Welt die Selbst-
hilfe und der Selbstschutz vor der 
Unterdrückung durch diktatorische 
Regimes wesentlich. Auch mussten sich 
nördliche Aktivisten den Vorwurf ge-
fallen lassen, die Menschenrechte west-
lich, das heißt liberalistisch-individua-
listisch, in die Entwicklungsländer zu 
implementieren und alte Abhängigkei-
ten, wenn auch nicht-intendiert, zu ze-
mentieren (39-41).   
Man darf sich den Sammelband nun 
nicht so vorstellen, als ob die Einzel-
fallanalysen mit den Grundeinsichten 
beziehungsweise den Anregungsoptio-
nen der beiden Herausgeber konvergie-
ren. Das ist nur partiell der Fall, wohl 
am entschiedensten in Daniel Sargents 
„Oasenbild“: „Wie Oasen sind Men-
schenrechte nicht weit verbreitet […] 
Dennoch erleben sie mitunter, wie in 
den 1970er Jahren, einen Durchbruch 
– eben wie eine Oase in der Wüste.“ 
(259). Ein Nachteil von Synthesen ist, 
unterkomplex zu sein, da sie nicht im-
stande sind, die Plastizität der Einzel-
fälle angemessen abzubilden. Zwei 
 Aspekte sollen aber hervorgehoben 
werden, die mehr oder weniger alle 
Aufsätze durchziehen: Erstens geben 
die Autoren immer wieder zu verste-
hen, dass es nicht das Narrativ der 
Menschenrechtspolitik der 1970er Jah-
re gibt, sondern dass von einer Viel-
schichtigkeit und Ausdifferenziertheit 
der Menschenrechtsproblematik ausge-
gangen werden muss. Die Heterogeni-
tät des amorphen Phänomens ist mit 
Händen zu greifen. Moyn hat diesem 
Sachverhalt wie folgt Ausdruck verlie-
hen: „Es kann also sein, dass ein Band 
wie dieser letztlich beweist, dass es le-
diglich eine Pluralität von Geschichten 

gab, die gleichzeitig stattfanden.“ (20) 
Daraus folgt – darin besteht der zweite 
hervorzuhebende Gesichtspunkt –, 
dass es die Autoren tunlichst vermie-
den haben, monokausale Zusammen-
hänge herzustellen beziehungsweise 
dass sie von einer Multiperspektivität 
der Herangehensweisen ausgehen und 
in diesem Vorgehen eine Art Königs-
weg erblicken, um die Sachzusammen-
hänge ziemlich angemessen verstehen 
zu lernen. Stellvertretend sei Jan Eckel 
zitiert: „Es ist offensichtlich, dass sich 
die vielen Aufbrüche und Impulse die-
ses Zeitraums nicht auf eine einzelne 
Ursache zurückführen lassen. Sie auf 
das eine oder andere Motiv zu reduzie-
ren […] müsste die Heterogenität und 
Vielfalt verwischen, die die Menschen-
rechtspolitik historisch gerade so inte-
ressant macht.“ (43, ähnlich auch 24). 
„Verkomplizierungen“ nennt Eckel 
treffend dieses Phänomen (24, 31-42). 
Es hängt oft von den Akteuren ab, die 
Menschenrechtsfragen ventilierten, in 
welchem Sinne und zu welchen 
 Zwecken diese im politischen Raum in 
Erscheinung traten. Oben war von der 
instrumentellen Seite der Menschen-
rechtspolitik die Rede. Nirgends sieht 
man dies deutlicher als im Biafra-Kon-
flikt, der 1968 ausbrach, in welchem 
die Menschenrechte im Sinne eines 
Selbstbestimmungsrechts auf Sezession 
beziehungsweise der Verhütung eines 
vorgeblichen Genozids funktionalisiert 
wurden (so engagierte die sezessionisti-
sche Führung Biafras westliche PR-Fir-
men, die für eine publikumswirksame 
Mobilisierung von Print- und Bildme-
dien im biafranischen Sinne sorgten). 
Der Autor Lasse Heerten hat das Biaf-
ra-Phänomen begrifflich als „Dysto-
pie“ etikettiert (78). Für die DDR wa-
ren die Menschenrechte durch die 
Etablierung des Sozialismus per se ge-
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währleistet. RichardsonLittle verweist 
auf die staatsrechtliche Begründung 
durch den „unorthodoxe(n)“ Rechts-
philosophen Klenner aus den 1960er 
Jahren, für den die Menschenrechte in 
der sozialistischen Ordnung nicht nur 
erfüllt waren, sondern eine faktische 
Weiterentwicklung darstellten im Hin-
blick auf entsprechende egoistische 
Konzeptionen in der kapitalistischen 
Welt (127). Der offiziöse Menschen-
rechtsdiskurs blieb rein instrumentell 
– je nach politischer Wetterlage (131). 
Die Beiträge von Daniel Sargent und 
Carl J. Bon Tempo illustrieren, wie in 
den USA in Zeiten des Kalten Krieges, 
aber auch in der Entspannungsära, 
Menschenrechte immer dann einge-
klagt wurden, wenn ihre Absenz in 
kommunistischen Ländern festgestellt 
wurden. In den 1970er Jahren forcier-
ten die Administrationen Nixon und 
Ford eine konsequente linkeage-Politik 
gegenüber kommunistischen Ländern, 
indem sie deren materielle Unterstüt-
zung beziehungsweise die Institutio-
nalisierung einer normalisierten Bila-
teralität von der Einhaltung von 
Menschenrechten abhängig machten 
(277). Das war aber auch ein allgemei-
ner Topos der Republikanischen Partei, 
die Dissidenten wie Solschenyzin zu 
Galionsfiguren machten (307). Weder 
Nixon noch Kissinger verfolgten eine 
idealistische Menschenrechtspolitik, 
weil diese kein Werkzeug darstellte, die 
Stabilität garantierte (275). Die zum 
Teil rigiden Visionen Jimmy Carters, 
sich auf transnationaler Ebene für 
Menschenrechte einzusetzen, wenn 
auch nur sehr begrenzt erfolgreich, 
hinderten seinen konservativen Nach-
folger Reagan nicht daran, diese em-
phatischen Topoi „in den Dienst seiner 
eigenen Ziele zu stellen“. (288) Für 
 Reagan war der „american way of 

life“ der wahre Inbegriff der Men-
schenrechte (309f., 312). 
Für Indonesien hat Bradley R. Simpson 
gezeigt, dass schon die Verlautbarung 
der Carterschen Menschenrechtspolitik 
dort für große Irritationen gesorgt hat. 
Im Grunde war Indonesien eine Ent-
wicklungsdiktatur, die vom finanziellen 
Tropf des Westens abhing. Das Suhar-
to-Regime setzte sich für eine Neue 
Weltwirtschaftsordnung ein und for-
derte ein Menschenrecht auf Entwick-
lung ein. Es wird ferner gezeigt, dass in 
Indonesien der Westen Durchsetzungs-
strategien nach Demokratie und Men-
schenrechten zurückstellte zugunsten 
der Stabilisierung dieser Region gegen-
über tatsächlichen oder vermeintlichen 
kommunistischen Bedrohungen (365).
Was Entstehung, Programmatik und 
Vorgehensweisen der Menschenrechts-
organisationen beziehungsweise einzel-
ner Personen und Gruppen anbelangt, 
so zeigen die einzelnen Beiträge ein 
recht buntscheckiges Bild, je nachdem, 
in welcher Region diese Forderungen 
erhoben wurden. Im kommunistischen 
Osteuropa wurde zunächst entweder 
auf die entsprechenden Artikel in den 
Verfassungen Bezug genommen (so für 
die Sowjetunion Nathans, 104) oder 
versucht, auf eine Renovierung der so-
zialistischen Systeme hinzuwirken (so 
für die Sowjetunion Nathans 114: kei-
ne Fundamentalkritik am Kollektivei-
gentum; für Polen Dehnert, 151-153) 
oder, wie im Falle der DDR, nicht die 
SED-Herrschaft an sich in Frage ge-
stellt, sondern mit Beginn der 1980er 
Jahre friedensaktivistisch gegen das 
nukleare Wettrüsten Stellung bezogen 
(RichardsonLittle, 138). Nachdem 
diese Strategien nicht viel bewirkt hat-
ten, war es der so genannte „Helsinki-
Effekt“, resultierend in der Unterzeich-
nung der KSZE-Schlussakte in Helsinki 
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am 1. August 1975, vor allem die Be-
stimmungen im dritten Korb über die 
„Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten“, die den Dissidenten- 
und Oppositionsgruppen in den sozia-
listischen Ländern eine Waffe in die 
Hand gab, mit denen diese offensiv ge-
gen staatliches repressives Verhalten 
vorgehen konnten. „Helsinki“ hat zum 
Beispiel in der DDR keine „Grün-
dungswelle“ von Menschenrechtsorga-
nisationen hervorgebracht, sondern es 
ging vor allem um spezifische Fragen 
wie Auswanderung von Bürgern 
(RichardsonLittle, 131). In Polen wa-
ren es Verfassungsänderungen der poli-
tischen Führung, die in diametralem 
Gegensatz zu „Helsinki“ standen, die 
zu einer Mobilisierung oppositioneller 
Gruppen geführt hat (Dehnert, 157ff.). 
Erfolgversprechend erschien die Ver-
knüpfung von Menschenrechtsfragen 
mit der Arbeiterfrage (162). Für die 
polnische Opposition gereichte es zu-
dem zum Vorteil, dass das Land in ho-
hem Maße von westlicher Wirtschafts-
hilfe abhängig war und zudem in der 
Carter-Administration einen entschie-
denen Sachwalter besaß (168f.).
Wieder anders gelagert waren die Ver-
hältnisse in Südamerika, das vor circa 
40 Jahren überwiegend von Rechtsdik-
taturen beherrscht wurde.. Die Aktivis-
ten im Cono Sur bedienten ein sehr fle-
xibles „Sprachregister“, wie Patrick W. 
Kelly zeigt, das aus humanitaristischen, 
antiimperialistischen, liberalistisch-in-
dividualistischen und moralischen Idi-
omen zusammengesetzt war (207). 
Kelly folgert daraus, dass diese Sprache 
zugleich antipolitisch und politisch 
war, sozusagen eine „Politik der Anti-
politik“ (208, 228). Insgesamt rückte 
die transnationale Dimension in den 
Vordergrund, hervorgerufen durch den 
chilenischen Putsch von 1973 (206, 

210). Diese Transnationalisierung und 
die Hinwendung der Aktivisten zum 
Vokabular der Menschenrechte war 
bedingt durch das Scheitern sozialisti-
scher Revolutionierungsbestrebungen, 
so dass das sozialistische Ideal an At-
traktivität verlor (220). Was für Euro-
pa der KSZE-Prozess, war für die 
Menschenrechtsfrage während der ar-
gentinischen Militärdiktatur (1976-
1983) das US-Repräsentantenhaus, das 
mit Anhörungen und Zeugenbefragun-
gen Druck auf die Junta ausübte, und 
die Interamerikanische Menschen-
rechtskommission, wie Lynsay Skiba 
schreibt (237ff., 246ff.), die vor allem 
seit 1977 von Carter mobilisiert wurde 
(248). Nun war es für die Machthaber 
nicht mehr so einfach, Menschen-
rechtsverletzungen zu ignorieren, wa-
ren sie doch auf amerikanische Kredite 
angewiesen (257). Der Autor weist hier 
auf einen Aspekt hin, der in den ande-
ren Aufsätzen kaum expliziert worden 
ist: die Frage nach Souveränität und 
Nicht-Intervention. Quer durch das 
politische Spektrum wurde den USA 
vorgeworfen, die Menschenrechte als 
verdecktes Vehikel für imperialistische 
Aspirationen zu benutzen (256).
Die Verknüpfung von Menschenrechts- 
und Frauen- beziehungsweise Ge-
schlechterfragen wurde sehr dilatorisch 
behandelt, wie Celia Donert ausführt 
(368). Interessanterweise hat innerhalb 
der UNO der sozialistische Block eine 
zentrale Rolle gespielt. Die Autorin 
zeichnet dies nach anhand des Welt-
frauenkongresses in Ostberlin im Okto-
ber 1975. Dabei zeigte sich, dass die 
staatssozialistischen Länder diesen Kon-
gress dazu nutzten, „die sozialistische 
Vision der Gleichberechtigung der Ge-
schlechter mit außenpolitischen Zielen 
zu verbinden.“ (379). Auch andere Fe-
ministinnen aus nichtwestlichen Regio-
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nen betonten weniger rechtliche Gleich-
stellungsmerkmale von Frauen, sondern 
kombinierten die Frauenfrage mit Klas-
senherrschaft, Rassendiskriminierung 
oder sexueller Unterdrückung (386). 
Eine kritische Bewertung dieses an sich 
ausgezeichneten Bandes kann eigent-
lich nur in eine weiterführende Diskus-
sion der angeschnittenen Problematik 
münden. Räumlich gesehen ist ein brei-
tes Spektrum erfasst worden, aber es 
fehlt leider ein Beitrag über China. 
Hier muß man aber gerechterweise 
festhalten, dass dort die Menschen-
rechtsfrage erst virulent wurde, als sich 
China marktliberalen Experimenten 
gegenüber geöffnet hat – und das war 
erst in den folgenden Jahrzehnten der 
Fall. Man hätte aber gerne auch etwas 
über die Menschenrechtssituation in 
einstmaligen Diktaturen im Süden Eu-
ropas erfahren, die ja noch in den 
1970er Jahren Bestand hatten. Auch 
die Bundesrepublik fehlt mit einem ei-
genen Beitrag. Deren Menschenrechts-
politik war betont pragmatisch ange-
legt (sehr problematisch zum Beispiel 
die dilatorische Behandlung der Men-
schenrechtsfrage in den Beziehungen 
zu Kambodscha) Substantiell gesehen 
führt die Einforderung von Menschen-
rechten zwingend dazu, dass diese zwi-
schen die Mühlsteine der politischen 
Auseinandersetzungen gerät. Diese in-
duzieren unterschiedliche Interessen, 
deren Artikulation auf unterschiedli-
chen traditionellen Voraussetzungen 
beruht. Es gilt nicht nur, den alten Du-
alismus zwischen universalistischen 
Ansprüchen und kontingenten politi-
schen Realitäten gleichsam zu „hybri-
disieren“, sondern sich auch der Tatsa-
che bewusst zu sein, dass zwar das 
Pochen auf Menschenrechten eine er-
strebenswerte Sache ist, aber dies aus-
schließlich durch das Medium der Poli-

tik durchsetzbar wird. Das scheint die 
„verborgene“ Botschaft des Bandes zu 
sein.

Arno Mohr

Schmädeke, Philipp Christoph . Politi-
sche Regimewechsel. Grundlagen der 
Transitionsforschung . Tübingen . UTB 
2012 . 154 Seiten . 12,99 € .

Politische Systemwechsel gelten in der 
deutschsprachigen Komparatistik als 
Gegenstand der Transformationsfor-
schung; demgegenüber behandelt Phil
ipp Christoph Schmädekes Lehrbuch 
Grundlagen der vor allem in den Ver-
einigten Staaten beheimateten Transi-
tionsforschung: Mit dem Text soll „das 
Theoriefeld der Transitionsforschung 
für die deutschsprachige Politikwissen-
schaft wieder in einer derartigen Weise 
freigelegt werden, dass damit sowohl 
die analytischen Trennlinien, als auch 
die ideengeschichtlichen Kontexte zwi-
schen der vor allem in den Vereinigten 
Staaten entwickelten Transitionsfor-
schung und der vor allem im deutsch-
sprachigen Raum entwickelten Trans-
formationsforschung wieder sichtbar 
und nachvollziehbar werden. Zum an-
deren sollen Forschenden wie Studie-
renden neue (andere) Perspektiven, 
Methoden und Herangehensweisen er-
öffnet werden, die im Idealfall zu einer 
fruchtbaren Anwendung und Weiter-
entwicklung insbesondere in Bezug auf 
die Umbrüche in der arabischen Welt 
führen können.“ (4).
Hierzu liefert der Autor auf 151 Seiten 
eine Einführung, einen Überblick ideen-
geschichtlicher Vorläufer, eine Dar-
stellung von fünf Entwicklungsphasen 
der Transitionsforschung, einen kurzen 
Teil „Nordamerikanische Transitions-
forschung und deutschsprachige Trans-
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